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Zwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom 9. Mai 1971 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§2, 
23 Abs. 1 Nr. 4, 5 und 7 und Abs. 3 sowie § 33 Abs. 2 
des Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. April 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 481) verordnet die Bundes¬ 
regierung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1966 (Bun¬ 
desgesetzbl. 1967 I S. 1), zuletzt geändert durch die 
Neunzehnte Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsVerordnung vom 7. April 1971 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 320), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 51a werden folgende §§ 52, 53 und 54 

eingefügt: 

,§52 

Beschränkung nach § 23 Abs. 1 Nr. 4 und 5 AWG 

Rechtsgeschäfte, die den entgeltlichen Erwerb 

1. inländischer, auf Deutsche Mark lautender 

a) Schatzwechsel, 

b) unverzinslicher Schatzanweisungen, 

c) Vorratsstellenwechsel, 

d) bankgirierter Wechsel, die auf einen Ge¬ 
bietsansässigen gezogen und im Wirt¬ 
schaftsgebiet zahlbar sind, sowie bank¬ 
girierter eigener Wechsel, die ein Gebiets- 
ansässiger ausgestellt hat, 

e) Wechsel, die ein Gebietsansässiger ausge¬ 
stellt und ein gebietsansässiges Kredit¬ 
institut angenommen hat, 

durch Gebietsfremde von Gebietsansässigen 

oder 

2. inländischer festverzinslicher Wertpapiere durch 

Gebietsfremde von Gebietsansässigen unter 


der Verpflichtung des Gebietsansässigen, die 
Wertpapiere zu einem fest bestimmten Preise 
zurückzuerwerben, 

zur Geldanlage zum Gegenstand haben, bedürfen 
der Genehmigung. 

§ 53 

Beschränkung nach § 23 Abs. 1 Nr. 7 AWG 

Die Verzinsung von Guthaben auf Konten 
Gebietsfremder bei Geldinstituten im Wirtschafts¬ 
gebiet bedarf der Genehmigung. Dies gilt für die 
Verzinsung von Guthaben auf Sparkonten natür¬ 
licher Personen nur insoweit, als die Guthaben 
den Betrag von 50 000,— Deutsche Mark über¬ 
schreiten. 

§ 54 

Befreiung 

Die Beschränkungen der §§ 52 und 53 finden 
keine Anwendung, wenn der Gebietsfremde 

1. ein deutscher Staatsangehöriger ist, dem eine 
Behörde in der Bundesrepublik Deutschland die 
Erfüllung einer Aufgabe in einem fremden 
Wirtschaftsgebiet übertragen hat, 

2. ein deutscher Staatsangehöriger ist, der im 
Dienst einer zwischenstaatlichen Organisation, 
deren Mitglied die Bundesrepublik ist, oder 
der Vereinten Nationen steht 

oder 

3. als Angehöriger im Sinne des § 383 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung mit einer unter 
Nummer 1 oder 2 genannten Person in Haus¬ 
gemeinschaft lebt." 
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2. In § 71 Abs. 1 werden nach Nummer 8 folgende 
Nummern 8 a und 8 b eingefügt: 

„8a. ohne die nach § 52 erforderliche Genehmi¬ 
gung als Gebielsunsüssiger ein Rechtsge¬ 
schäft über den Erwerb von Wertpapieren 
vernimm!, 

8 b. ohne die nach § 53 erforderliche Genehmi¬ 
gung Zinsen gewähr! 

oder". 

§ '2 

Die durch § 53 der A ußenwirischafIsVerordnung 
in der Fassung dos § 1 Nr. 1 dieser Verordnung ein- 
gcführle Beschränkung der Verzinsung von Gut¬ 
haben Geld eis fremder bei Geldinstituten im Wirt¬ 
schaftsgebiet gilt für die bei Inkrafttreten dieser 
Verordnung als Fes lg older oder Kündigungsgelder 
angelegten Guthaben mii der Maßgabe, daß diese 


Guthaben gemäß den getroffenen Vereinbarungen 
noch verzinst werden dürfen 

a) bei Festgeldern bis zu dem Tage, an dem die 
Festlegungsfrist abläuft, 

b) bei Kündigungsgeldern bis zu dem Tage, an dem 
das Geldinstitut frühestens kündigen kann. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gcsetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 9. Mai 1 971 

Der Bundeskanzler 
Brandt 


Der B u n d e s m i n i s t e r für Wirtschaft 
Schiller 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgosetzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 


Datum und Bezeichnung der Verordnung 


Verkündet im Tag des 

Bundesaii 2 eiger Inkraft- 

Nr. vom tretens 


14.4.71 Erste Verordnung der Bundesanstalt für Flug¬ 
sicherung zur Änderung der Vierzehnten Durch¬ 
führungsverordnung zur Luftverkehrs-Ordnung 
(Festlegung von Flugverfahren für An- und Ab¬ 
flüge nach Instrumentenflugregeln zum und vom 
Flughafen Nürnberg) 

96-1-2-14 

14. 4. 71 Erste Verordnung zur Änderung der Zwanzigsten 
Durchführungsverordnung zur Luftverkehrs-Ord¬ 
nung (Festlegung von Elugverfahren für An- und 
Abflüge nach Instrurnontenflugregeln zum und 
vom Flughafen Köln-Bonn) 

96-1-2-20 

14.4.71 Erste Verordnung zur Änderung der Dreiund- 
dreißigslen Durchführungsverordnung zur Luft¬ 
verkehrs-Ordnung (Festlegung von Flugver¬ 
fahren für An- und Abflüge nach Instrumenten¬ 
flug reg ein zum und vom Flughafen Stuttgart) 

96-1-2-33 

14.4.71 Zweite Verordnung zur Änderung der Dritten 
Durchführungsverordnung zur Luftverkehrs-Ord¬ 
nung (Festlegung von Meldepunkten, Strecken¬ 
führungen und Reiseflughöhen für Flüge nach 
In strum entenflugregeln im kontrollierten Luft¬ 
raum) 

96-1-2-3 

14.4.71 Zweite Verordnung zur Änderung der Achtzehn¬ 
ten Durchführungsverordnung zur Luftverkehrs- 
Ordnung (Festlegung von Flugverfahren für An- 
und Abflüge nach Sich ff lug regeln zum und vom 
Flughafen Düsseldorf) 

96-1-2-18 

14.4.71 Vierte Verordnung zur Änderung der Zehnten 
Durchführungsverordnung zur Luftverkehrs-Ord¬ 
nung (Festlegung von Flug verfahren für An- 
und Abflüge nach Jnstrumentenflugregeln zum 
und vom Flughafen Düsseldorf) 

96-1-2-10 
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